
4310 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Bundesrates 

B e r ich t 
des Ausschusses für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

über den Beschluß des Nationalrates vom 9. Juli 1992 betreffend ein Ab­
kommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Österreich über den Güterverkehr im Transit auf der Schiene und der Stra­
ße samt Anhängen I bis X 

Die Bündelung der europäischen Verkehrsströme im Alpenraum, das 
ständige Ansteigen des Transitflusses auf der Straße sowie die dadurch 
bedingte Gesundheits- und Umweltbelastung machen eine dauerhafte Regelung 
der Transitverkehrsproblematik notwendig, mit der insbesondere auch den 
Erfordernissen des hochempfindlichen alpinen Ökosystrems und den Anliegen 
der an den Transitrouten wohnhaften Bevölkerung Rechnung getragen wird. 

Das nunmehr unterzeichnete Transitabkommen wird zu einer entschei­
denden Senkung der verkehrsbedingten Umweltbelastungen an den 
Transitzrouten führen. Im einzelnen sieht es während einer Vertragsdauer 
von zwölf Jahren eine Reduzierung der durch den Straßengütertransit her­
vorgerufenen Schadstoffemissionen auf 40% der Ausgangswerte vor. Es 
stellt ferner sicher, daß die Zahl der transitierenden LKW auf der Basis 
der Zahl des Jahres 1991 limitiert wird. 

Das Abkommen beruht auf der ausdrückl ich festgehaltenen Erwägung, 
daß die Alpen der Entwicklung des Straßenverkehrs natürliche Grenzen set­
zen und sich daraus IIbestimmte Unterschiede in der Straßenverkehrs­
gesetzgebung der Vertragspartner ll ergeben. Die Gemeinschaft folgt damit 
der österreichischerseits von Anfang an vertretenen Sicht. Die Zusammen­
arbeit in verschiedenen Bereichen, insbesondere beim alpenquerenden Ver­
kehr, 5011 verstärkt werden. Weiters wird als wichtiges Ziel des Abkom­
mens festgelegt, daß die durch den Straßengütertransit bedingte Belastung 
der Umwelt stufenweise verringert werden soll. Dabei wird davon ausgegan­
gen, daß lider kombinierte Verkehr unter Berücksichtigung der wirtschaft­
lichen, ökologischen, sozialen und sicherheitstechnischen Aspekte die be­
ste Gewähr dafür bietet, daß das wachsende Ausmaß des alpenquerenden in­
ternationalen Verkehrs vor allem mittel- und langfristig bewältigt werden 
kannII. Der Verkehrszuwachs 5011 also auf die Schiene verlagert werden. 
Zur Verwirklichung dieser Zielsetzung enthält das Transitabkommen ein ge­
meinsames Infrastrukturmaßnahmenprogramm sowie ein Maßnahmenprogramm zur 
Förderung des kombi ni erten Verkehrs, um d; e forci erte Verl agerung des 
Verkehrs von der Straße auf die Schiene sicherzustellen. Das Abkommen de­
finiert die vier für den Transitverkehr relevanten Hauptachsen des 
Schienenverkehrs. In der Vergangenheit unterbliebene Investitionen sollen 
durch aufeinander abgestimmte Maßnahmenpakete der betroffenen Länder 
raschestmöglich nachgeholt werden. 
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Das Transitabkommen besteht neben einer Präambel aus fünf Teilen, 
von denen der erste "Ziele, Anwendugnsbereich und Definitionen" festlegt. 
Der zweite Teil beinhaltet die Regelungen betreffend den IIEisenbahn- und 
den kombinierten Verkehr" und betrifft ua. die Transitverkehrsachsen, die 
für sie vorgesehenen Infrastrukturarbeiten sowie die Festsetzung der 
Prei se. Der dri tte Teil des Abkommens bez; eht sich auf den Berei ch des 
"Straßenverkehrs". Er beinhaltet ua. Bestimmungen über Gewichte und Ab­
messungen der lkws, Emissionen und die Kostenanlastung nach dem 
Verursacherprinzip. Sein Kernstück ist die Regelung des Ökopunktesystems. 
Der vierte Teil regelt die Durchführung der "KontrollenlI. Der fünfte Teil 
enthält die lIAllgemeinen Schlußbstimmungen/l, die ua. die Frage einseiti­
ger Maßnahmen, die Konstituierung und den Aufgabenbereich des Transitaus­
schusses sowie die Festlegung der Geltungsdauer des Abkommens betreffen. 
Weiters wird festgestellt, daß die Umsetzung des Ökopunktesystems noch 
einer Verwaltungsvereinbarung bedarf. 

Die Anhänge I bis X sind integrierende Bestandteile des· Abkommens. 

Der gegenständliche Staatsvertrag regelt Angelegenheiten des selb­
ständi gen Wi rkungsberei ches der länder und bedarf daher gemäß Art. 50 
Abs. 1 B-VG der Zustimmung des Bundesrates. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Juli 1992 in Verhandlung ge­
nommen und mehrstimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, dem 
vorliegenden Staatsvertrag im Sinne des Art. 50 Abs. 1 B-VG die Zustim­
mung zu erteilen. 

Als Ergebn; s sei ner Beratung stellt der Ausschuß für öffent 1 i ehe 
Wirtschaft und Verkehr somit den Antrag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Dem Beschluß des Nationalrates vom 9. Juli 1992 betreffend ein Ab­
kommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Österreich über den Güterverkehr im Transit auf der Schiene und der Stra­
ße samt Anhängen I bis X wird im Sinne des Art. 50 Abs. 1 B-VG die Zu­
stimmung erteilt. 

Wieni 1992 07 14 

Siegfried Her r man n 
Berichterstatter 
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Johanna S chi c k e r 
Vorsitzende 
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